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in dem die Parteien vereinbaren, ihre Zusammenarbeit in Fra-
gen von gemeinsamem Interesse in ihrem jeweiligen Zustän-
digkeitsbereich im Einklang mit ihren Satzungen zu verstär-
ken und auszuweiten,

feststellend, dass sich die Zusammenarbeit zwischen dem
Lateinamerikanisch-karibischen Wirtschaftssystem und den
Vereinten Nationen in den letzten Jahren weiterentwickelt
und diversifiziert hat,

es begrüßend, dass sich die Behandlung von Themen im
Zusammenhang mit dem System der Vereinten Nationen in
engem Kontakt mit den Delegationen der Mitgliedstaaten, die
an diesen Beratungen teilnehmen, verändert hat,

1. nimmt Kenntnis von der Abhaltung der dreiunddrei-
ßigsten ordentlichen Tagung des Lateinamerikanischen Rates
des Lateinamerikanisch-karibischen Wirtschaftssystems vom
26. bis 28. November 2007;

2. fordert die Wirtschaftskommission für Lateinameri-
ka und die Karibik nachdrücklich auf, ihre Koordinierung mit
dem Lateinamerikanisch-karibischen Wirtschaftssystem und
die gegenseitige Unterstützung weiter zu vertiefen;

3. fordert die Sonderorganisationen und anderen Orga-
nisationen, Fonds und Programme des Systems der Vereinten
Nationen, insbesondere die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, die Internationa-
le Organisation für Migration, die Weltgesundheitsorganisa-
tion, die Organisation der Vereinten Nationen für industrielle
Entwicklung, das Welternährungsprogramm, das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, die Handels- und
Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, die Organi-
sation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur und das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen,
nachdrücklich auf, ihre Unterstützung der Tätigkeiten des La-
teinamerikanisch-karibischen Wirtschaftssystems fortzuset-
zen und zu intensivieren und noch stärker mit ihm zusammen-
zuarbeiten und zu gemeinsamen Maßnahmen zur Erreichung
der international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließ-
lich der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen36 enthaltenen Ziele, in Lateinamerika und der Karibik bei-
zutragen;

4. ersucht den Generalsekretär der Vereinten Nationen
und den Ständigen Sekretär des Lateinamerikanisch-karibi-
schen Wirtschaftssystems, zu gegebener Zeit die Durchfüh-
rung des Abkommens zwischen den Vereinten Nationen und
dem Lateinamerikanischen Wirtschaftssystem35 zu bewerten
und der Generalversammlung auf ihrer fünfundsechzigsten
Tagung darüber Bericht zu erstatten;

5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 63/13

Verabschiedet auf der 37. Plenarsitzung am 3. November 2008, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 64 Stimmen bei 1 Gegen-
stimme und keiner Enthaltung*, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/63/L.11, eingebracht von Schweden.

* Dafür: Ägypten, Albanien, Argentinien, Australien, Bahrain,
Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei
Darussalam, Burundi, China, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik),
Irland, Israel, Italien, Jemen, Kambodscha, Kongo, Kroatien,
Kuba, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen,
Mexiko, Mongolei, Montenegro, Myanmar, Neuseeland, Öster-
reich, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Ruanda, Rumäni-
en, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Schweden,
Schweiz, Singapur, Slowakei, Spanien, Sri Lanka, Südafrika,
Thailand, Togo, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Keine.

63/13. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten
Nationen und der Vorbereitungskommission für 
die Organisation des Vertrags über das
umfassende Verbot von Nuklearversuchen

Die Generalversammlung,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs37,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Exekutiv-
sekretärs der Vorbereitungskommission für die Organisation
des Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversu-
chen38,

beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwischen
den Vereinten Nationen und der Vorbereitungskommission
für die Organisation des Vertrags über das umfassende Ver-
bot von Nuklearversuchen“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer fünfundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/14

Verabschiedet auf der 37. Plenarsitzung am 3. November 2008,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/63/L.12 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Arme-
nien, Aserbaidschan, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulga-
rien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechen-
land, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lett-
land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco,
Montenegro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portu-
gal, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische
Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Zypern.

36 Siehe Resolution 55/2.

37 Siehe A/63/228-S/2008/531 und Corr.1, Abschn. IV.
38 Siehe A/63/156.
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63/14. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten
Nationen und dem Europarat

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf das am 15. Dezember 1951 unterzeich-
nete Abkommen zwischen dem Europarat und dem Sekretari-
at der Vereinten Nationen und die Vereinbarung vom 19. No-
vember 1971 über die Zusammenarbeit und die Verbindung
zwischen den Sekretariaten der Vereinten Nationen und des
Europarats,

sowie unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über
die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und
dem Europarat,

ferner unter Hinweis auf den sechzigsten Jahrestag der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte39 im Jahr 2008
sowie Kenntnis nehmend von dem sechzigsten Jahrestag der
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten40 im Jahr 2010, 

in Anerkennung des Beitrags, den der Europarat auf euro-
päischer Ebene durch seine Normen, Grundsätze und Über-
wachungsmechanismen zum Schutz und zur Stärkung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Demokratie und
der Rechtsstaatlichkeit leistet, sowie seines Beitrags zu der
wirksamen Umsetzung aller einschlägigen völkerrechtlichen
Übereinkünfte der Vereinten Nationen,

Kenntnis nehmend von dem Beitrag des Europarats zu der
allgemeinen regelmäßigen Überprüfung der Menschenrechts-
situation in den Mitgliedstaaten des Europarats, die der Men-
schenrechtsrat durchführt, 

unter Begrüßung der Erklärung des Europarats betreffend
die Verbesserung des Schutzes der Menschenrechtsverteidi-
ger und die Förderung ihrer Tätigkeiten im europäischen Be-
reich, 

in Anerkennung des Beitrags des Europarats zur Entwick-
lung des Völkerrechts und feststellend, dass eine Reihe von
Rechtsinstrumenten des Rates Staaten aus anderen Regionen
zur Teilnahme offen stehen, 

sowie in Anerkennung des anhaltenden Interesses der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarats an dem laufen-
den Reformprozess der Vereinten Nationen, 

unter Begrüßung der zunehmend engen Beziehungen zwi-
schen den Vereinten Nationen und dem Europarat,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs41,

1. fordert die Verstärkung der Zusammenarbeit und
der Synergien mit dem Europarat im Hinblick auf den Schutz

der Menschenrechte und Grundfreiheiten, unter anderem die
Förderung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit, die
Verhütung von Folter, die Bekämpfung des Menschenhan-
dels, die Bekämpfung von Rassismus, Diskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz, die Förderung der Ge-
schlechtergleichstellung und den Schutz der Rechte der An-
gehörigen von Minderheiten;

2. anerkennt die wichtige Rolle, die der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte als Wächter über die Umset-
zung der Europäischen Menschenrechtskonvention40, die für
die achthundert Millionen Menschen in den siebenundvierzig
Mitgliedstaaten des Europarats gilt, im Hinblick auf den
Schutz der Menschenrechte spielt, bittet den Menschen-
rechtsrat und das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, ihre Zusammenarbeit mit dem
Europarat, namentlich seinem Menschenrechtskommissar,
bei der Förderung der Achtung der Menschenrechte zu ver-
stärken, und befürwortet gleichzeitig eine enge Zusammenar-
beit mit der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für die
Lage von Menschenrechtsverteidigern; 

3. befürwortet gegebenenfalls eine weitere Zusammen-
arbeit zwischen den Vereinten Nationen und dem Europarat
über ihre Mechanismen zur Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe;

4. unterstützt gegebenenfalls den Ausbau der Zusam-
menarbeit zwischen der Kommission der Vereinten Nationen
für Friedenskonsolidierung und dem Europarat, mit dem Ziel,
den Wiederaufbau und die Entwicklung nach Konflikten und
die Friedenskonsolidierung zu fördern, unter voller Achtung
der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit;

5. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Inkraft-
treten des Übereinkommens des Europarats gegen Menschen-
handel42 am 1. Februar 2008, dem jeder Nichtmitgliedstaat
des Europarats nach einhelliger Zustimmung der Vertragspar-
teien des Übereinkommens beitreten kann, lobt die verstärkte
Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und dem
Europarat in dieser Hinsicht und bekundet ihre Anerkennung
für die Erstellung einer gemeinsamen Studie über den Handel
mit menschlichen Organen und Geweben, einschließlich des
Menschenhandels zum Zweck der Organentnahme; 

6. befürwortet die weitere Zusammenarbeit zwischen
dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten
Nationen und dem Europarat auf dem Gebiet der Staatsange-
hörigkeit, insbesondere der Verhütung und Verminderung der
Staatenlosigkeit, sowie beim Schutz und bei der Förderung
der Rechte von Flüchtlingen, Asylsuchenden und Binnenver-
triebenen;

7. befürwortet außerdem die weitere Zusammenarbeit
zwischen den Vereinten Nationen und dem Europarat auf
dem Gebiet der Demokratie und der guten Regierungsfüh-
rung, insbesondere im Hinblick auf den Internationalen Tag
der Demokratie, unter anderem über die Venedig-Kommis-
sion und das Forum für die Zukunft der Demokratie sowie

39 Siehe Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
40 Council of Europe, European Treaty Series, Nr. 5. Amtliche deutsch-
sprachige Fassungen: dBGBl. 1952 II S. 685, 953; LGBl. 1982 Nr. 60/1;
öBGBl. Nr. 1958/210; AS 1974 2151.
41 A/63/228-S/2008/531 und Corr.1, Abschn. II.G. 42 Council of Europe Treaty Series, Nr. 197.
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durch die Stärkung der Verbindungen zwischen der Dekade
der Vereinten Nationen „Bildung für eine nachhaltige Ent-
wicklung“ und dem Projekt des Europarats für Demokratie-
und Menschenrechtserziehung; 

8. begrüßt die Unterzeichnung einer gemeinsamen Er-
klärung des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen und des
Europarats zur Förderung der Zusammenarbeit beim Schutz
und bei der Förderung der Rechte des Kindes;

9. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Kampa-
gne des Europarats zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frau-
en, einschließlich der häuslichen Gewalt, und fordert eine
verstärkte Zusammenarbeit im Hinblick auf alle Formen der
Gewalt gegen Frauen im Rahmen der Kampagne des General-
sekretärs zur Beendigung der Gewalt gegen Frauen;

10. anerkennt die fruchtbare Zusammenarbeit zwischen
den Missionen der Vereinten Nationen und den Büros des Eu-
roparats vor Ort;

11. nimmt Kenntnis von dem Beitrag des Europarats zu
der Durchführung der Resolutionen des Sicherheitsrats 1373
(2001) vom 28. September 2001 und 1624 (2005) vom
14. September 2005, begrüßt das Inkrafttreten des Überein-
kommens des Europarats zur Verhütung des Terrorismus43

am 1. Juni 2007 und des Übereinkommens des Europarats
über Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung sowie Ermitt-
lung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straf-
taten44 am 1. Mai 2008 und legt dem Europarat nahe, die
Durchführung der Weltweiten Strategie der Vereinten Natio-
nen zur Bekämpfung des Terrorismus45 zu fördern und dabei
die Menschenrechte zu schützen; 

12. befürwortet die weitere Zusammenarbeit zwischen
den beiden Organisationen bei der Bekämpfung der grenz-
überschreitenden organisierten Kriminalität, der Computer-
kriminalität, der Korruption und der Geldwäsche sowie beim
Schutz der Rechte von Verbrechensopfern und bei der Förde-
rung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit in der
Informationsgesellschaft, und nimmt Kenntnis von dem Bei-
trag des Europarats zum Forum für Internet-Verwaltung und
von dem Übereinkommen des Europarats über Computerkri-
minalität46 und seinem Zusatzprotokoll47; 

13. nimmt Kenntnis von dem Zusammenwirken zwi-
schen dem Europarat und dem Sechsten Ausschuss der Gene-
ralversammlung sowie der Völkerrechtskommission und be-
fürwortet eine Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und
der Gruppe für Koordinierung und Ressourcen im Bereich
Rechtsstaatlichkeit mit dem Ziel, die Rechtsstaatlichkeit zu
stärken; 

14. befürwortet die weitere Zusammenarbeit zwischen
den Vereinten Nationen und ihren Sonderorganisationen, der
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur und der Weltgesundheitsorganisation und
dem Europarat; 

15. bekräftigt ihre Unterstützung für die Zusammenar-
beit zwischen den beiden Organisationen auf sozialem Ge-
biet, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und die Förde-
rung der Rechte von Menschen mit Behinderungen, die Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung und die Ge-
währleistung des gleichberechtigten Zugangs zu wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Rechten für alle;

16. befürwortet gemeinsame Maßnahmen der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur und des Europarats im Rahmen der Weiterverfolgung
der Plattform von Faro, nimmt Kenntnis von der Absicht des
Europarats, auf der Grundlage einer Absprache eng mit der
Allianz der Zivilisationen zusammenzuarbeiten, einem unter
dem Dach der Vereinten Nationen geschaffenen Forum für
den interkulturellen Dialog, und begrüßt die Rolle des Nord-
Süd-Zentrums; 

17. ersucht die Generalsekretäre der Vereinten Nationen
und des Europarats, sich im Rahmen ihres jeweiligen Man-
dats gemeinsam um Antworten auf globale Herausforderun-
gen zu bemühen, und fordert alle zuständigen Organe der
Vereinten Nationen auf, die Stärkung der Zusammenarbeit
mit dem Europarat in den genannten Bereichen zu unterstüt-
zen;

18. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und dem Europarat“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer fünfundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen, und ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen
und dem Europarat zur Durchführung dieser Resolution vor-
zulegen.

RESOLUTION 63/15

Verabschiedet auf der 37. Plenarsitzung am 3. November 2008,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/63/L.13 und Add.1, eingebracht von: Armenien, Belarus, Ka-
sachstan, Kirgisistan, Mongolei, Philippinen, Russische Födera-
tion, Tadschikistan, Thailand.

63/15. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten
Nationen und der Eurasischen Wirtschafts-
gemeinschaft

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/84 vom 9. De-
zember 2003, in der sie der Eurasischen Wirtschaftsgemein-
schaft Beobachterstatus in der Generalversammlung gewähr-
te, und 62/79 vom 6. Dezember 2007 über die Zusammenar-
beit zwischen den Vereinten Nationen und der Eurasischen
Wirtschaftsgemeinschaft, 

43 Ebd., Nr. 196.
44 Ebd., Nr. 198.
45 Resolution 60/288.
46 Council of Europe, European Treaty Series, Nr. 185. Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBl. 2008 II S. 1242.
47 Ebd., Nr. 189.




